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URTEIL 

IM NAMEN DES VOLKES 

In dem Verwaltungsstreitverfahren 

der Frau 

Klägerin, 

Proz.-Bev.: 

gegen 

die Bundesrepublik Deutschland, vertreten durch das Bundesamt für Migration und Flücht­

linge Außenstelle Gießen, 

Meisenbornweg 11, 35398 Gießen, 

- 5246975-423 -

Beklagte, 

wegen Asylrechts 

hat die 7. Kammer des Verwaltungsgerichts Frankfurt am Main durch 

Ffm61622 



Richterin am VG Ottmüller 

als Einzelrichterin aufgrund der mündlichen Verhandlung vom 11.02.2010 für Recht er­

kannt: 

Die Beklagte wird unter entsprechender Aufhebung ihres Bescheides vom 
09.03.2009 verpflichtet festzustellen, dass die Voraussetzungen des § 60 Abs. 1 des 
Aufenthaltsgesetzes für die Klägerin vorliegen. 

Die Kosten des Verfahrens hat die Beklagte zu tragen. 

Das Urteil ist wegen der Kosten vorläufig vollstreckbar. Die Beklagte darf die Vollstre­
ckung gegen Sicherheitsleistung in Höhe der festzusetzenden Kosten abwenden, 
wenn die Klägerin nicht zuvor Sicherheit in gleicher Höhe leistet. 

T A T B E S T A N D 

Die am ,1990 in Kabul geborene Klägerin ist hinduistischen Glaubens mit der Volks­

zugehörigkeit Khatri. Eigenen Angaben zufolge reiste sie am 17.03.2007 in die Bundesre­

publik Deutschland ein und beantragte am 27.03.2007 ihre Anerkennung als Asylberechtig­

te. 

Zur Begründung ihres Asylantrages trug die Klägerin in ihrer Anhörung am 28.03.2007 im 

Wesentlichen vor, bis etwa zwei Monate vor ihrer Ausreise zusammen mit ihrer Großmutter 

im Kabuler Stadtteil gelebt zu haben. Nach dem Tod der Großmutter habe 

sie sich bis zur Ausreise in einem Hindu-Tempel in Kabul aufgehalten. Sie habe nieman­

den mehr in Afghanistan, vier Schwestern und ein Bruder lebten in der Bundesrepublik. 

Der Bruder habe veranlasst, dass sie von einem Schleuser nach Deutschland gebracht 

worden sei. 

Mit Bescheid vom 09.03.2009 lehnte die Beklagte den Antrag der Klägerin auf Anerken­

nung als Asylberechtigte ab, stellte fest, dass die Voraussetzungen des § 60 Abs. 1 Auf-

enthG nicht vorliegen. Die Beklagte stellte weiter fest, dass ein Abschiebungsverbot nach § 

60 Abs. 7 Satz 1 AufenthG hinsichtlich Afghanistans vorliegt. 

Im Übrigen lägen Abschiebungsverbote nach § 60 Abs. 2-7 des AufenthG nicht vor. 
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Mit am 23.03.2009 bei Gericht eingegangenem Schriftsatz hat die Klägerin hiergegen Kla­

ge erhoben. 

Die Klägerin ist der Auffassung, dass Hindus in Afghanistan einer religiösen Gruppenver­

folgung im Sinne von § 60 Abs. 1 AufenthG ausgesetzt seien, ohne dass ihnen eine inlän­

dische Fluchtalternative zur Verfügung stehe. 

Die Klägerin beantragt, 

die Beklagte unter entsprechender Aufhebung des Bescheides vom 09.03.2009 zu 
verpflichten festzustellen, dass in der Person der Klägerin die Voraussetzungen des § 
60 Abs. 1 AufenthG vorliegen, 

Die Beklagte hat keinen Antrag gestellt. 

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird auf den Inhalt der Ge­

richtsakte und der beigezogenen Behördenakten (1 Heft) verwiesen, die vorgelegen ha­

ben, und zum Gegenstand der mündlichen Verhandlung gemacht wurden. 

Mit Beschluss vom 07.01.2010 hat die Kammer den Rechtsstreit der Berichterstatterin als 

Einzelrichterin zur Entscheidung übertragen. 

ENTSCHEIDUNGSGRÜNDE 

Die Klage ist zulässig und begründet. Die Klägerin hat einen Anspruch auf die Feststel­

lung, dass die Voraussetzungen des § 60 Abs. 1 AufenthG vorliegen. Der Bescheid des 

Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge vom 09.03.2009 ist insoweit rechtswidrig und 

verletzt die Klägerin in ihren Rechten (vgl. § 113 Abs. 5 V w G O ) . 

Nach § 60 Abs. 1 S. 1 AufenthG darf ein Ausländer in Anwendung des Abkommens vom 

28.07.1951 über die Rechtstellung der Flüchtlinge (Genfer Flüchtlingskonvention) nicht in 

einen Staat abgeschoben werden, in dem sein Leben oder seine Freiheit wegen seiner 

Rasse, Religion, Staatsangehörigkeit, seiner Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen 
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Gruppe oder wegen seiner politischen Überzeugung bedroht ist. Somit ist bei der Prüfung 

der Frage, ob eine asylsuchende Person diese Voraussetzungen erfüllt, der Flüchtlingsbe­

begriff der Genfer Flüchtlingskonventron zugrunde zu legen. Die Anwendung des Flücht­

lingsbegriffs der Genfer Flüchtlingskonvention hat ebenso wie die Vorgaben, die sich aus 

der Richtlinie 2004/83/EG des Rates der EU vom 29.04.2004 über Mindestnormen für die 

Anerkennung und den Status von Drittstaatsangehörigen oder Staatenlosen als Flüchtlinge 

oder als Personen, die anderweitig internationalen Schutz benötigen und über den Inhalt 

des zu gewährenden Schutzes (ABI. Nr. L 304/12, sogenannte Qualifikationsrichtlinie) er­

geben, zur Folge, dass als Prüfungsmaßstab maßgeblich darauf abzustellen ist, ob eine 

asylsuchende Person eine „wohlbegründete Furcht" vor Verfolgung in ihrem Herkunftsland 

glaubhaft machen und diese daher auf eine Rückkehr nach dort nicht verwiesen werden 

kann. Entscheidungserheblich ist daher die subjektive Einschätzung einer schutzsuchen­

den Person, die jedoch dahingehend zu prüfen ist, ob objektive Anhaltspunkte ihre Stich­

haltigkeit stützen (vgl. U N H C R , Handbuch über Verfahren und Kriterien zur Feststellung 

der Flüchtlingseigenschaft, Genf 1979, Nr. 37 ff.). Diese Voraussetzungen liegen bei der 

Klägerin vor. 

Es ist davon auszugehen, dass die Klägerin zwar unverfolgt aus Afghanistan ausgereist ist, 

im Falle einer Rückkehr in ihr Heimatland aber mit Verfolgung rechnen muss, weil sie der 

Religionsgemeinschaft der Hindus angehört. 

Die Klägerin hat Afghanistan nicht aufgrund politischer Verfolgung verlassen. Bei ihren in­

formatorischen Anhörungen durch das Bundesamt und in der mündlichen Verhandlung hat 

sie geschildert, den privaten Bereich des Hauses, wo sie bis zum Tod ihres Vaters und 

dann ihrer Großmutter lebte, und danach den Tempelbereich, wo sie sich im Anschluss 

daran aufhielt, aus Angst vor Übergriffen muslimischer Männer nicht verlassen zu haben. 

Sie habe nicht gearbeitet und keine Schule besucht. Bei dieser zurückgezogenen Lebens­

weise aus Schutz für ihre Person ist sie nicht Ziel eines akuten Übergriffs vor ihrer Ausrei­

se geworden. 

Die Klägerin hätte jedoch im Falle einer Rückkehr nach Afghanistan zum gegenwärtigen 

Zeitpunkt mit einer Hindus dort als Religionsgemeinschaft und als Ethnie kollektiv treffen­

den Verfolgung im Sinne von § 60 Abs. 1 AufenthG zu rechnen. Eine vom aufenthaltsrecht-
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lichen Schutzbereich dieser Norm umfasste öffentlichkeitswirksame religiöse Betätigung 

wäre ihr nicht ohne konkrete Gefahr für Leib und Leben möglich ( O V G Sachsen, Urteil vom 

26. August 2008 - A 1 B 499/07 -, juris). 

Der HessVGH hat hierzu in seinem Urteil vom 02.04.2009 - 8 A 1132/07 - zu einem Mann 

hinduistischen Glaubens in Afghanistan folgendes ausgeführt: 

Dabei ist zu berücksicht igen, dass sich die Prüfungsmaßstäbe für die G e ­
fahr poli t ischer Ver fo lgung aus rel igiösen G r ü n d e n - jedenfal ls im A n w e n ­
dungsbereich des § 60 Abs . 1 Au fen thG - durch Ar t . 1 des Gese tzes zu r 
Umsetzung aufenthalts- und asylrecht l icher Richtl inien der Europäischen 
Union vom 19. Augus t 2007 (BGBl I Seite 1970) wesent l ich geänder t ha­
ben , weil § 60 Abs . 1 S. 5 AufenthG nunmehr ausdrückl ich die A n w e n ­
dung der Ar t . 7 bis 10 der Richtlinie 2004/83 /EG des Rates über Mindest­
normen für die Anerkennung und den Status von Dr i t ts taatsangehör igen 
oder Staatenlosen als Flücht l inge oder als Personen, die anderweit ig in ­
ternat ionalen Schu tz benöt igen, und über den Inhal t des zu gewährenden 
Schutzes v o m 29. Apri l 2004 (ABI . L 304 v o m 30. Sep tember 2004, S. 
12) - künftig: Quali f ikationsrichtl inie (QRL) - anordnet . 

Nach der f rüheren , dadurch jedenfal ls im Anwendungsbere ich des § 60 
Abs. 1 S. 1 Au fen thG überhol ten Rechtsprechung des Bundesver fas­
sungsger ichts ist rel igiöse oder rel igiös mot iv ier te Ver fo lgung nur unter 
besonderen Vorausse tzungen als polit ische Ver fo lgung im Sinne des A s y l ­
grundrechts aufzufassen ( B V e r f G , Beschluss v o m 1. Jul i 1987 - 2 BvR 
478/86 u. a. , BVer fGE 76, 143 (158 f.) = jur is Rdnrn . 33 f . ) : 

" . . .S ie ist dies al lerdings nicht schon d a n n , wenn die Rel igionsfreiheit , 
gemessen an der umfassenden Gewähr le is tung , wie sie Ar t . 4 Abs . 1 
und 2 GG enthält ( v g l . dazu BVer fGE 24, 236 (245 f., 248)) Eingrif fen 
und Beeint rächt igungen ausgesetz t ist. V ie lmehr müssen die Eingriffe 
und Beeint rächt igungen eine Schwere und Intensi tä t aufweisen, die 
die Menschenwürde ver le tz t ( vg l . BVer fGE 54, 341 (357) . Sie müssen 
ein solches Gewicht haben, dass sie in den e lementaren Bereich der 
sitt l ichen Person e ingre i fen, in dem für ein menschenwürd iges Dasein 
die Selbstbest immung möglich bleiben muss, sol len nicht die meta­
physischen Grund lagen menschl icher Ex is tenz zers tör t werden ( v g l . 
auch BVer fGE 74, 31 (40) . Diese E ingrenzung widerstre i tet nicht, s o n -
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dern entspr icht der humani tären Intent ion des Asy l rech ts ; diese ist 
da rau fger i ch te t , demjen igen Aufnahme und Schutz zu gewäh ren , der 
sich in e iner für ihn ausweglosen Lage befindet (BVe r fGE 74, 51 (64) . 

...Polit ische Ver fo lgung ist demnach etwa dann g e g e b e n , wenn vom 
Heimat- oder Aufenthal tsstaat des Ver fo lg ten ergr i f fene oder ihm z u ­
rechenbare Maßnahmen darauf ger ichtet s ind, die Angehör igen einer 
rel igiösen Gruppe sei es phys isch zu vern ichten oder mit verg le ichbar 
schweren Sankt ionen (e twa Aust re ibung oder Vorentha l tung e lemen­
tarer Lebensgrund lagen) zu bedrohen , sei es ihrer rel igiösen Ident i tät 
zu berauben, indem ihnen z. B. unter Androhung von Strafen an Leib, 
Leben oder persönl icher Freihei t eine Ver leugnung oder gar Preisgabe 
t ragender inhalt l icher Rel ig ionsüberzeugung zugemute t wird oder sie 
daran gehinder t w e r d e n , ihren e igenen G lauben , so wie sie ihn ve rs te ­
hen, im pr ivaten Bereich und unter sich zu bekennen. Ih re Rel igions­
ausübung im häusl ich-pr ivaten Bere ich, wie etwa der häusl iche Go t ­
tesdienst , aber auch die Möglichkeit zum Reden über den e igenen 
Glauben und zum rel igiösen Bekenntnis im nachbarschaf t l ichkommu-
nikat iven Bereich, ferner das Gebe t und der Got tesd ienst abseits der 
Öffentl ichkeit in persönl icher Gemeinschaf t mit anderen Gläubigen 
dort , wo man sich nach T r e u und Glauben unter sich wissen darf , ge ­
hören unter dem Gesichtspunkt der Menschenwürde wie nach interna­
t ionalem Standard zu dem elementaren Bere ich, den der Mensch als 
'rel igiöses Ex is tenzmin imum' zu seinem Leben- und Bestehenkönnen 
als sittl iche Person benöt igt ( v g l . B V e r w G E 74, 31 (38, 40 ) ; v g l . auch 
B V e r w G DVBI . 1986, S . , 834 (836 . . . ) ; sie gehören zu dem unentz ieh-
baren Kern seiner Pr ivatsphäre ( ' p r i vacy ' ) , gehen aber nicht darüber 
hinaus. Eine Befugnis des Staates zu Eingriffen in diese rel igiösen Be­
tät igungsformen könnte nur angenommen werden , sofern etwa die 
besondere Ar t und Weise des Bekenntnisses oder der G laubensbekun­
dung in erhebl ich f r iedensstörender Weise in die Lebenssphäre anderer 
Bürger hinübergri f fe oder mit dem Grundbestand des ordre public 
nicht vere inbar wäre ( z . B. W i twenverb rennungen oder K indesopfer) . 
Wei tergehende Verbo te oder sonst eingrei fende Maßnahmen würden 
die Grenze zu r poli t ischen Ver fo lgung grundsätz l ich überschre i ten ; das 
gilt jedenfal ls dann, wenn sie mit Strafsankt ionen für Leib, Leben oder 
die persönl iche Freiheit ve rbunden s ind. " 

Das Bundesverwa l tungsger ich t hat - daran anknüpfend - den asy l recht ­
lich geschütz ten Bereich der Rel igionsfreiheit in seinem Urteil v o m 25. 



- 7 -

Januar 1995 - 9 C 279.94 (Buchholz 402.25 § 1 Asy lV fG Nr. 176 = j u ­
ris Rdnr. 13) wie folgt def iniert : 

"Sowei t das Berufungsger icht den von ihm verwer te ten Erkenntnismit te ln 
al lerdings en tnehmen wil l , dass 'das Schwergewich t des bestraften V e r ­
haltens im nachbarschaf t l ich-kommunikat iven Bereich' ge legen und somit 
das asylrecht l ich geschütz te ' forum in ternum' betroffen habe, l iegt d ieser 
Einschätzung offensichtl ich eine rechtl ich fehlerhafte Abgrenzung des 
asylrecht i ich geschütz ten Innenbere ichs pr ivater Glaubensausübung ge ­
genüber der zwa r ebenfal ls zu r Religionsfreiheit gehörenden , asylrecht l ich 
aber nicht geschütz ten Außensphäre öffentl icher Glaubensbetät igung 
zug runde . So hat etwa das T ragen des Kal ima-Abzeichens und das A n ­
br ingen der Kalima in einem - j ede rmann zugängl ichen - Geschäf t ent ­
gegen der Auffassung des Oberverwa l tungsger ich ts Öffent l ichkei tsbezug. 
Das Gleiche gilt für rel igiöse Diskussionen am Arbei tsp latz , für die V e r ­
wendung von Hochzei tskar ten - ebenso wie beispielsweise von G e ­
schäf tseröf fnungsanzeigen - oder für die geschäft l iche Benutzung eines 
Qui t tungsblocks mit is lamischen Aufschri f ten sowie für die Benutzung des 
Fr iedensgrußes, sowei t diese Verha l tensweisen - wozu Festste l lungen 
fehlen - nicht ausnahmsweise ausschließlich unter G laubensgenossen er­
fo lgen. . . " 

Der hier gem. § 60 Abs . 1 S. 5 Au fen thG entsprechend anzuwendende 
Artikel 10 Abs. 1 Mt. b QRL hat h ingegen fo lgenden Wort laut : 

"De r Begriff der Religion umfasst insbesondere theist ische, 
nichttheist ische und atheist ische G laubensüberzeugungen , die T e i l ­
nahme bez iehungsweise Nichttei lnahme an rel igiösen Riten im pr iva­
ten oder öffentl ichen Bereich, allein oder in Gemeinschaf t mit anderen , 
sonst ige religiöse Betät igungen oder Meinungsäußerungen und V e r h a l ­
tensweisen Einze lner oder der Gemeinschaf t , die sich auf e ine religiöse 
Überzeugung s tü tzen oder nach d ieser vorgeschr ieben s ind" . 

Au fg rund der v o m Gese tzgebe r angeordneten entsprechenden A n w e n ­
dung dieser nach ihrem Wort laut e indeut igen Best immung im A n w e n ­
dungsbere ich des § 60 Abs. 1 S. 1 Au fen thG steht z u r Überzeugung des 
erkennenden Senats fest , dass die Flücht l ingseigenschaft nach der Gen fe r 
Flücht l ingskonvent ion nunmehr auch dann zuerkannt werden muss, wenn 
im Herkunfts land des Flüchtl ings zu besorgen ist, dass dessen Rel igions­
ausübung ( ledigl ich) im Bereich des " forum ex te rnum" ernsthaf t bee in-



- 8 -

t rächt igt w i rd . Dies ist beim Kläger aufgrund der vor l iegenden Erkennt ­
nisse mit beacht l icher Wahrscheinl ichkei t zu erwar ten . 

Eine direkt vom afghanischen Staat ausgehende oder ihm unmit te lbar z u ­
rechenbare Ver fo lgung von Hindus f indet al lerdings zu r Zei t im Her­
kunftsland des Klägers offenbar nicht statt. 

Nach Angaben des Auswär t igen Amts (Lageber icht v o m 3. Februar 2009, 
S. 17) besteht die afghanische Bevölkerung zu 99 % aus Musl imen ( 8 4 % 
Sunni ten und 15% Schi i ten) , während die anderen dort ver t re tenen 
Glaubensgemeinschaf ten einschließlich der Chr is ten zusammen nicht 
mehr als 1% der Bevölkerung ausmachen. Ar t . 2 der afghanischen V e r ­
fassung best immt in Abs. 1, dass der Is lam Staatsrel ig ion Afghanistans 
ist. Die in Abs. 2 dieser Best immung veranker te Glaubensfre ihei t kommt 
nach dem Wort laut al lerdings nur für die "Anhänger anderer Rel ig ionen" 
(als des Is lam) zum T r a g e n , so dass Glaubensfre ihei t , die auch die freie 
Rel igionswahl beinhaltet, nicht für Muslime gilt, also für die Bevölkerung 
insgesamt nur äußerst ger inge Bedeutung hat. Den übr igen G laubensge­
meinschaften ist die Rel ig ionsausübung auch nur "im Rahmen der gesetz ­
l ichen Best immungen" er laubt. Berichte über konkrete staatl iche Repres­
salien gegenüber den im Land verb l iebenen wen igen Hindus l iegen dem 
Senat nicht vo r . Z w a r können Kinder aus Hindu-Fami l ien aus dem nach­
fo lgend noch darzuste l lenden Gründen staatl iche Schulen z u r Zei t aus 
begründeter Angst vo r Repressal ien musl imischer Mitschüler und Lehrer 
de facto nicht besuchen und haben dadurch erhebl ich verminder te Le­
benschancen, jedoch kann nicht festgestel l t we rden , dass dies von staat­
lichen Stel len initiiert oder gesteuer t ist ( v g l . h ierzu O V G Sachsen , Urtei l 
vom 26. Augus t 2008 - A 1 B 499/07, ju r is Rdnr. 32 m. w. N.) . 

Hindus müssen jedoch in Afghanistan derzei t höchstwahrschein l ich mit 
pol i t ischer Ver fo lgung durch nichtstaatl iche Akteure im S inne des § 60 
Abs. 1 S. 4 lit. c rechnen, ohne dass eine innerstaatl iche Fluchtal ternat ive 
besteht . 

Die wen igen noch in Afghanistan lebenden Hindus sind ihrer wir tschaft l i ­
chen Grund lage beraubt und haben keine Mögl ichkeit , wirtschaft l ich auch 
nur in ger ingem Umfang Fuß zu fassen. Nach den vor l iegenden Auskünf ­
ten stellt sich die Lage für die dort f rüher pr iv i legier ten Hindus schon seit 
Anfang der 1990er Jahre als bedroht dar. Damals war nach der Macht­
übernahme der Mudschaheddin der überwiegende Tei l der Hindus aus Af­
ghanistan ausgere is t , weil es damals zu Übergr i f fen gekommen war. So 
wird v o n der Tö tung zahl re icher Hindus, Geise lnahmen zum Zwecke der 
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Lösegelderpressung, Vergewa l t igungen von F rauen , Beschlagnahme von 
Häusern und sonst igem Eigentum und der Zers törung von Häusern und 
Tempe ln berichtet ( v g l . dazu u . a . O V G Nordrhe in-West fa len , Urtei l v o m 
19. Juni 2008 - 20 A 4676/06.A jur is Rdnrn . 19 ff .). 

Überwiegende Ursache dafür war der wirtschaft l iche Wohlstand afghani ­
scher Hindus. Die woh lhabenden Hindu-Fami l ien - darunter wohl auch die 
Eltern und v ier Geschwis te r des Klägers - ver l ießen in dieser Zei t das 
Land. 

Aufgrund der vor l iegenden Auskünf te bestehen keine Zweifel an der z u ­
treffenden Einschätzung der derzei t igen Ver fo lgungss i tuat ion durch das 
Verwa l tungsger ich t Wiesbaden. 

Derzei t leben nur noch sehr wenige Hindus in Afghanis tan, und zwa r un­
ter Umständen , die der Gutachter Dr. D in e inem Schreiben an das V e r ­
wal tungsger icht Wiesbaden v o m 13. Januar 2006 wie folgt darstel l t : "Die 
Hindus und Sikhs in Afghanistan sind heute in der Ta t einer expl iz i ten re­
ligiösen Diskr iminierung ausgesetz t , die eindeutig zum Ziel hat, sie als re­
ligiöse und kulturelle Minderheit innerhalb kürzester Zei t auszu löschen. 
Ih re Schulen sind gesch lossen. Hindus ber ichteten mir, sie hätten sich 
nach dem Antr i t t der Regierung Karsai an das Bi ldungsminister ium g e ­
wandt und gebe ten , w ieder e igene Schulen für ihre Kinder e inzur ichten 
und mit F inanzen und Lehrern auszusta t ten ; jedoch ohne die ger ingste 
Reakt ion". 

Die aktuellen wirtschaft l ichen und sozialen Lebensverhäl tn isse der Hindus 
in Afghanistan sind außerordent l ich schwier ig. 

Dr. D ist in der öffentl ichen Si tzung des Hess. V G H am 27. April 2006 in 
den Ver fahren 8 UE 811/05.A und 8 UE 1263/05.A als Sachvers tänd iger 
ve rnommen worden und hat dabei dem Senat die Lage der Hindus wie 
folgt beschr ieben: Aufgrund persönl icher Besuche gehe er davon aus, 
dass in ganz Afghanistan höchstens noch 2.000 Hindus und Sikhs leben, 
davon ca. 1.000 bis 1.300 in Kabul , und z w a r ausschließlich in ihren 
Tempe ln . Dabei handele es sich um zerstör te An lagen , in denen die Be­
wohner bei Tempera tu ren von bis zu minus 15 Grad Celsius im Win ter 
ohne baulichen Schu tz leben müssten. Die in den Tempe ln lebenden Kin­
der besuchten keine Schule und würden als Ana lphabeten au fgezogen , 
weil sie in den Schulen von Lehrern und Mitschülern geschlagen wü rden . 
Auch würde man dort ve r suchen , sie zum Is lam zu bekehren. Ihm seien 
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in letzter Zei t Zwangsverhe i ra tungen j u n g e r Mädchen unter 16 Jahren 
bekannt geworden , die in drei Fällen auch vom obers ten Ger icht A fgha­
nistans bestät igt worden se ien. Ihm sei bekannt, dass einige Hindus nach 
Afghanistan abgeschoben worden seien und dor t in e inem der Tempe l 
lebten. Nach seiner Kenntnis erhiel ten sie keinerlei Unters tü tzung von ir­
gendwelcher Sei te. Nach se iner Einschätzung sei die Situat ion der Hindus 
in Afghanistan noch wei taus schlechter als die ebenfal ls schwier ige Lage 
der übr igen Bewohner Afghanistans. Sie seien völl ig isoliert und hätten 
keinen Zugang zu r Öffentl ichkeit . Dies gelte auch für die medizinische 
Ve rso rgung . Auch ein regulärer Zugang zum Arbei tsmarkt bestehe für sie 
nicht, es bestehe allenfalls die Möglichkeit, als Tage löhne r am Bau tätig 
zu sein (Protokol l de r öffentl ichen Si tzung des Hess. V G H v o m 27. Apri l 
2006, Vernehmung des Sachvers tänd igen Dr. D ) . 

Im jüngsten Lagebericht des Auswärtigen Amtes vom 03. Februar 2009 heißt es: "Die früher in Ka­
bul lebende Hindu- und Sikh-Minderheit (zusammen deutlich unter ein Prozent der Bevölkerung) 
gibt sich gegenwärtig praktisch nicht zu erkennen". Weiter wird ausgeführt, nach Angaben des 
"Dachverbandes der afghanischen Hindus und Sikhs in Deutschland e. V." litten die Gemeinden der 
Hindus und Sikhs in Afghanistan unter wirtschaftlicher und kultureller Diskriminierung. Im Falle 
der Zwangsverheiratung von Mädchen und Frauen mit muslimischen Männern sei damit eine auto­
matische Konversion zum Islam verbunden. Solche Fälle seien nicht auszuschließen, zumal von 
einer allgemeinen gesellschaftlichen Diskriminierung durch die muslimische Mehrheitsbevölkerung 
auszugehen sei (Lagebericht des Auswär t igen Amtes vom 03. Februar 2009, S. 18). 

39 

Dr. Danesch stellt in seinem bereits z i t ier ten Schre iben v o m 13. Janua r 2006 
dar, nur in e inem Kabuler Stadtte i l , im Kart-e Parwan-Tempe l , könnten noch 
religiöse Zeremonien durchgeführ t w e r d e n , al lerdings mögl ichst ve rs toh len , um 
nicht die Aufmerksamkei t der musl imischen Umgebung auf sich zu z iehen ( S . 
26 ff .). Dieser Tempe l sei eine Zuf lucht für die Ärmsten geworden . Inmi t ten des 
Hofes habe er eine Verbrennungss tä t te für die To ten entdeckt , was eigent l ich 
die rel igiösen Bräuche der Hindus ver le tze . Ih re tradit ionel len V e r b r e n n u n g s ­
plätze außerhalb von Kabul dürf ten die Hindus aber nicht mehr benutzen . An 
mehreren Beispielen legt das Gutachten dar , dass - anders , als die Hindus 
nach dem Amtsantr i t t der Karsai -Regierung gehofft hatten - auch die heut ige 
Regierung nicht bereit ist, die Ente ignungen der Mudschahedd in- und Ta l iban-
Zei t rückgängig zu machen. 

Eine geordne te , ungestör te Rel ig ionsausübung ist Hindus in Afghanis tan, 
insbesondere in Kabul , nicht mehr mögl ich. Die wen igen in Afghanis tan 
verb l iebenen Hindus reagieren darauf mit "ausgeprägten Ve rme idungs ­
st ra teg ien" ( O V G Sachsen , a . a . O . ) , die in dessen z i t ier tem Urtei l v o m 
26. August 2008 zutref fend beschr ieben werden und fo lgende Ausw i r -
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kungen für die rel igiöse Ident i tät de r Glaubensgemeinschaf t haben ( jur is 

Rdnrn. 35 ff.)-'. 

"Die Auskünfte gehen übereinst immend davon aus, dass die noch in 
Afghanistan verb l iebenen Hindus ve rsuchen , sich nicht als solche zu 
erkennen zu geben ( . . . ) . Die meisten Hindu-Mitg l ieder verz ich te ten auf 
das Anbr ingen des roten Punktes auf der S t i rn , damit sie auf der S t ra ­
ße nicht sofort als Personen hinduist ischer Rel igions- und Vo l kszuge ­
hörigkeit e rkennbar s ind. Zudem verz ichte ten sie in der Öffent l ichkeit 
aus eben d iesem Grund auf den Gebrauch ihrer Sprache ( . . ) . Diese 
Vermeidungsst ra teg ie ist insoweit er fo lgreich, als es in den letzten 
Jahren zu keinen allein an die Ethnie anknüpfenden Übergr i f fen der 
musl imischen Bevölkerung gekommen sein soll. 

Eine Vermeidungss t ra teg ie afghanischer Hindus wird auch für die Feier 
von rel igiösen Festen berichtet. V o n dem formalen Recht z u r Rel igi­
onsausübung wird wegen fehlender To le ranz der überwäl t igenden 
Mehrheit von Moslems und mangels er re ichbarem staat l ichen Schu tz 
v o r Übergr i f fen kein Gebrauch gemacht ( . . . ) . Dies wird damit erk lärt , 
dass es bei g rößeren Feierl ichkeiten zu Ausschre i tungen gegenüber 
den Hindus kam ( . . . ) . Sofern rel igiöse Feste in der Öffent l ichkeit 
durchgeführ t w e r d e n , beschränken sich auf ein Minimum. So hätten in 
dem Jahr 2005 und 2006 ein oder zwei rel igiöse Feiern im öffentl ichen 
Raum sta t tgefunden. Die Feierl ichkeiten hätten sich aber dabei auf e i ­
nen kurzen St raßenabschni t t beschränkt . Eine gemeinsame Durch füh ­
rung des V isak-Fes tes in Jalalabad ist heute aus S icherhe i tsgründen 
und aus Angs t v o r Übergr i f fen nicht mehr mögl ich. Es wird daher in 
j ede r Provinz fü r sich gefeiert . Dabei werden die Feierl ichkeiten zudem 
aus Angs t v o r Übergr i f fen zeit l ich v o n 15 T a g e n auf einen Tag redu­
ziert . Das Divol i fest wird nichtöffentl ich begangen ( . . . ) . Die Durch füh­
rung dieser Feste mag im Einzelnen gewissen Var iat ionen unter l iegen. 
Sie werden jedoch tradit ionell öffentlich begangen und sind ein zen t ra ­
ler Bestandteil der Rel ig ionsausübung ( . . . ) . Der von der moslemischen 
Mehrheitsgesel lschaft faktisch e rzwungene Verz ich t auf ihre (öffent l i ­
che) Durchführung oder auch die massive räumliche und zeit l iche Be­
schränkung dieser Feste als Ausdruck e iner Vermeidungss t ra teg ie e i ­
ner Minderheit stellt eine schwerwiegende Ver le tzung der afghani ­
schen Hindus in ihrem Recht auf eine freie öffentl iche Rel ig ionsaus­
übung dar , weil h ierdurch massiv in ihr rel igiöses Selbstvers tändnis 
eingegri f fen wird ( . . . ) . Ih re Rel ig ionsausübung wird im Wesent l ichen 
nur sowei t gedu ldet , als sie für die moslemische Mehrhei tsgesel lschaft 
nicht wahrnehmbar ist." 
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Demgegenüber bewertet das O V G Nordrhein-West fa len in seinem Urteil 
v o m 19. Juni 2008 (a . a. O . ) bei im Wesent l ichen gle icher Ta tsachen u n d -
Erkenntn isgrundlage die Si tuat ion der Hindus in Afghanis tan aufenthal ts­
rechtl ich anders, weil eine durch systemat ische Vermeidungss t ra teg ien 
verh inder te polit ische Ver fo lgung der potentiel len Opfer nicht re levant 
se i : 

"Derar t ige Vermeidungstechn iken einer Minderheit mit dem Z ie l , keine 
Aufmerksamkei t auf sich zu z iehen , erre ichen nicht ohne Weiteres das 
Gewich t e iner schwerwiegenden Ver le tzung g rund legender Menschen­
rechte. . . ( jur is , Rdnr. 33). 

Die wei terhin aufgezeigten Beeint rächt igungen und Erschwern isse für 
Hindus stellen s ich. . . als eine dem Minderhei tenstatus entsprechende 
Ste igerung der al lgemeinen Not lagen dar, bei der schon eine klare Z u ­
ordnung zu den Ver fo lgungsgründen sei es über Rasse, Religion oder 
soziale Gruppe nicht mehr ver lässl ich mögl ich ist. Jedenfal ls kann auch 
unter Berücksicht igung der Möglichkeit e iner Ver fo lgungshandlung 
durch Kumul ierung unterschiedl icher Maßnahmen, Ar t . 9 Abs. 1 
Buchst , b) der Qual i f ikat ionsricht l inie, v o r dem Hin tergrund der insge­
samt sehr unsicheren und unzulängl ichen Verhäl tn isse in Afghanistan 
noch nicht mit dem erforder l ichen Grad der Überzeugungsb i ldung von 
e iner j eden Hindu wegen dieser seiner Eigenschaft t ref fenden Bedro­
hung ausgegangen werden . Dabei ist nochmals auf d ie obigen Aus füh ­
rungen zum Auf und Ab der Lebensumstände der afghanischen Hindus 
im Lauf der Jahrzehnte h inzuweisen. Sie haben sich, wenn auch in 
wechse lnder Stärke, aber jedenfal ls durchweg als Minderhei t unter u n ­
terschiedl ichsten Bedingungen im Lande gehal ten und als solche selbst 
die Ze i t der vol lsten Machtentfal tung der Tal iban noch übers tanden. 
Die Rahmenbedingungen sind derzei t jedenfal ls nicht belastbar 
schlechter . Das gilt eindeutig für die Behandlung von Regierungssei te. 
Abe r auch für den Bereich der Übergr i f fe von Pr iva tpersonen, die im 
Rahmen der Feststel lung der Flücht l ingseigenschaft beachtl ich s ind, ist 
eine einschneidende Versch lechterung gegenüber den f rüheren V e r ­
häl tnissen nicht festzustel len. Z w a r mag zu e rwägen se in , dass zah l ­
reiche Afghanen, die ins benachbarte Ausland gef lohen waren und sich 
nach ihrer Rückkehr in Kabul n iedergelassen haben, nicht aus Kabul 
s tammten und die städt ischen Übl ichkeiten einschließlich des Z u s a m ­
menlebens mit Hindus nicht kennen und von daher ehe r zu einer V e r ­
achtung der Hindus und Übergr i f fen gegen sie geneig t sein könnten; 
Anhal tspunkte für ein solches Gefährdungspotent ia l w e g e n Auf lösung 
al ter nachbarschaft l iches St ruk turen e rgeben sich aus dem Informat i -
onsmater ial aber nicht." ( jur is Rdnr. 34). 
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Diese Aus führungen des O V G Nordrhe in-West fa len überzeugen nicht. Sie 
verwechse ln Ursache und Wirkung. Zudem gehen sie ungeprüf t und sti l l­
schweigend von der nicht t ragfähigen T h e s e aus, die als Ve rme idungs ­
strategien erkannten Verha l tensweisen der hier betroffenen rel igiösen 
und ethnischen Minderheit seien ihr t rotz ihrer ident i tätsvernichtenden 
Wirkungen auch unter Geltung des nunmehr maßgebenden Schu tzs tan­
dards des Ar t . 10 Abs. 1 Mt. b QRL auf Dauer zumutbar . Der erkennende 
Senat teilt diese Einschätzung nicht und schl ießt sich deshalb der über ­
zeugend begründeten Auffassung des O V G Sachsen in dessen mehrfach 
zi t ier ten Urtei l v o m 26. Augus t 2008 an. 

Wie bereits das Verwa l tungsger ich t Wiesbaden zutref fend dargelegt hat, 
dürfen afghanische Hindus weder in Kabul noch in anderen Or ten die r i ­
tuel len Vorschr i f ten ihres Glaubens über die Verb rennung der To ten in 
nennenswer tem Umfang befo lgen. Darüber hinaus fr isten sie ein Leben in 
unsägl ichem E lend, was von Regierung und Behörden durchaus in Kauf 
genommen wi rd . De r Kläger wäre deshalb im Falle einer Rückkehr nach 
Afghanistan mit beacht l icher Wahrscheinl ichkei t auch akut in den Rechts­
gütern Leben und Freiheit wegen seiner Religion und seiner Zugehör igke i t 
zu e iner ethnischen Minderheit bedroht . H inzu kommt, dass er Ana lpha­
bet ist und die Amtssprache Dari nur sp rechen , aber nicht lesen und 
schreiben kann. Aufgrund seiner zu rückgezogenen Lebensweise im Hause 
seines Onkels ohne nennenswer te Außenkontakte hat er nicht ge lernt , 
sich in e inem schwier igen und wegen se iner Rel ig ionszugehör igkei t fe ind­
lichen Umfeld zu behaupten und so - wei t gehend auf sich allein gestel l t 
- seinen notwendigsten Lebensunterhal t zu verd ienen . Für die Annahme 
des Bundesamts für Migration und Flücht l inge im angegr i f fenen Bescheid, 
dass noch Angehör ige des Klägers in Kabul leben, die ihm bei e iner Rück­
kehr aus dem Ausland beistehen w ü r d e n , fehlt j ede r Anhal tspunkt . Auch 
der im Beru fungsver fahren vorge legte Brief eines "Onke ls" ist kein Ind iz 
für die Anwesenhe i t von Fami l ienangehör igen des Klägers in Afghanis tan. 
Denn wie der zu dem Brief gehör ige , in der mündl ichen Verhandlung v o r ­
gelegte Briefumschlag und die darauf bef indl iche Namensangabe des A b ­
senders ze ig t , führ t d ieser den Ti tel "Hadsch i " und ist damit als Moslem 
zu ident i f iz ieren, der schwerl ich zum Fami l ienverband des Klägers g e h ö ­
ren kann, zumal auch keine Namensgle ichhei t besteht. 

Es ist daher damit zu rechnen, dass der Kläger auch aus diesen persönl i ­
chen Gründen bei einer Rückkehr in sein Heimat land alsbald in ex is ten-
zielle Not ger iete und aufgrund seiner Rel ig ionszugehör igkei t keine C h a n ­
ce hätte, die für ein Über leben notwendige Lebenshi l fe bei staatl ichen 
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oder pr ivaten Stel len zu f inden, zumal er auch nach seinem äußeren Er ­
scheinungsbi ld deutl ich als ethnischer Hindu erkennbar ist. 

Das Gericht schließt sich diesen Ausführungen für das vorliegende vergleichbare Verfah­

ren der Klägerin an. Obige Ausführungen gelten in besonderem Maße für eine weibliche 

Angehörige der Hindu-Religion, welche durch Entführungen, Zwangsverheiratungen und 

damit verbundener Zwangskonversion zum muslimischen Glauben einer besonders star­

ken Verfolgung durch nichtstaatliche Kräfte unterliegen. 

Die Kostenentscheidung folgt aus § 154 Abs. 1 V w G O . Die Gerichtskostenfreiheit beruht 

au f§83b AsylVfG. 

Der Ausspruch über die vorläufige Vollstreckbarkeit der Kostenentscheidung folgt aus § 

167 V w G O i.V.m. §§ 708 Nr. 11, 711 Z P O . 

R E C H T S M I T T E L B E L E H R U N G 

Die Beteiligten können die Zulassung der Berufung gegen dieses Urteil beantragen. Der 

Antrag auf Zulassung der Berufung ist innerhalb eines Monats nach Zustellung des voll­

ständigen Urteils bei dem 

Verwaltungsgericht Frankfurt am Main 

Adalbertstraße 18 

60486 Frankfurt am Main 

zu stellen. Er muss das angefochtene Urteil bezeichnen. In ihm sind die Gründe darzule­

gen, aus denen die Berufung zuzulassen ist. 

Die Berufung ist nur zuzulassen, wenn 

1. die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung hat, 
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2. das Urteil von einer Entscheidung des Oberverwaltungsgerichts, des Bundesver­

waltungsgerichts, des Gemeinsamen Senats der obersten Gerichtshöfe des Bun­

des oder des Bundesverfassungsgerichts abweicht und auf dieser Abweichung be­

ruht oder 

3. ein in § 138 der Verwaltungsgerichtsordnung bezeichneter Verfahrensmangel gel­

tend gemacht wird und vorliegt. 

Vor dem Hessischen Verwaltungsgerichtshof besteht gemäß § 67 Abs. 4 V w G O Vertre­

tungszwang. Dies gilt auch für Prozesshandlungen, durch die ein Verfahren beim Hessi­

schen Verwaltungsgerichtshof eingeleitet wird. Ein Beteiligter, der nach Maßgabe des § 67 

Abs. 4 Sätze 3 und 5 V w G O zur Vertretung berechtigt ist, kann sich selbst vertreten. 

Bei den hessischen Verwaltungsgerichten und dem Hessischen Verwaltungsgerichtshof 

können elektronische Dokumente nach Maßgabe der Verordnung der Landesregierung 

über den elektronischen Rechtsverkehr bei hessischen Gerichten und Staatsanwaltschaf­

ten vom 26. Oktober 2007 (GVBI. I, S. 699) eingereicht werden. Auf die Notwendigkeit der 

qualifizierten digitalen Signatur bei Dokumenten, die einem schriftlich zu unterzeichnenden 

Schriftstück gleichstehen, wird hingewiesen (§ 55a Abs. 1 Satz 3 V w G O ) . 

Ottmüller 
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